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Euro. Unsere Politiker - 
dumm oder verlogen? 


Unsinkbare Währung 


Mehr Zitate unserer Polit- 
„Elite“ zum Euro. 
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Achtungserfolg in Berlin - 
pro Deutschland organisiert 
den Bürgerwillen. 
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Türken gegen 
Deutsche 
Wie türkische Politiker ihre 
Landsleute aufhetzen. 
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Offene Grenzen 


Kriminelle profitieren vom 
Schengener Abkommen. 
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Politik wie 
geschmiert 
Konzerne und Lobbyisten 


setzen ihre Interessen durch. 
Seite 8 


| \ Die deutschen Steuer- 
PF zahler - wir alle - bür- 
gen mit dem Volksvermö- 
gen für Kredit-Milliarden, 
die internationale Finanz- 
konzerne zu sehr hohen 
Zinsen an EU-Pleitelän- 
der verliehen haben. Wie 
viel von diesem Geld ver- 
loren geht, weiß heute nie- 
mand. Klar ist nur, wie die 
Zeche zum dicken Ende hin 
bezahlt werden wird: Über 
die Notenpresse, indem die 
EZB (Europäische Zentral- 
bank) einfach Geld druckt. 
Das bedeutet Inflation - 
die Vernichtung unserer 
Rentenansprüche und der 


Sparguthaben. 


Wie können unsere Poli- 
tiker so etwas zulassen? Sie 
sind gewählt worden, um 
Schaden vom Volk abzu- 
wenden. Das schwören sie 
sogar im Amtseid. Und 
trotzdem reißen sie uns voll 
rein! 


Eine einheitliche Wäh- 
rung kann nur auf einem 
Gebiet erfolgreich sein, das 
einen halbwegs einheitli- 
chen Wirtschaftsraum bil- 
det. Die Verhältnisse in 
Griechenland, Portugal, 
Spanien, Italien und Irland 
sind aber völlig andere als 
die in Frankreich, 
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„Der Euro hat sich als 


krisenfest bewährt.“ 
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(Soziologe), 


„Die Währungsunion 
ist ein großer Irrtum, 
ein abenteuerliches, 
waghalsiges und ver- 
fehltes Ziel, das Eu- 
ropa nicht eint, son- 
dern spaltet.“ 


Ralf Dahrendorf 
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Dezember 1995 


Angela Merkel, Dezember 2010 


Foto: Deutscher Bundestag, 
Lichtblick, Achim Melde 


Wolfgang Schäuble, |, 
Dezember 1996 


land, Skandinavien und den 
Beneluxländern. Wir Deut- 
schen haben eine export- 
kräftige Industrie, die Au- 
tos, Flugzeuge und Maschi- 
nen herstellt. Italien hat zu- 
mindest noch Fiat - und 


„Ihr könnt darauf 
vertrauen, daß der 
Euro eine stabile 
Währung sein wird. 
Das funktioniert.“ 


Lamborghini. In Griechen- 
land und Spanien werden 
Wein und Oliven angebaut 
und Touristen bewirtet. Die 
Anforderungen, die dort an 
die Geldpolitik der EZB be- 
stehen, sind ganz andere als 


im Fall der Industriestaaten. 
Die Zentralbank kann tun, 
was immer sie will - sie hat 
keine Chance, es allen 
Recht zu machen. Mal scha- 
det sie den einen, mal den 
anderen - selten nutzt ihre 
Geldpolitik. Deshalb hat der 
Euro keine Überlebens- 
chance. 


Volkswirte haben recht- 
zeitig gewarnt. Und uns, das 
Volk, hat niemand gefragt. 
Die Politiker haben uns 
falsch informiert. Wir glau- 
ben ihnen nicht mehr und 
nehmen jetzt als Bürger die 
Politik selbst in die Hand. 
Deshalb: Mitmachen bei 
uns in der Bürgerbewegung 
pro Deutschland! Raus aus 


—_ dem Euro! 


2 RAUS aus dem EURO! 


Lichtblick, Achim Melde 
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„Auf mittlere Sicht/erwarte ich, daß die 
Preise für Autos und Medikamente 
sinken. Der Euro istykein Teuro. Er ist 
genauso hart wie die D-Mark, auch im 
Verhältnis zum Dollar.“ 


Hans Eichel, Dezember 2001 
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„Der Euro beruht auf derselben Art von 
Stabilität wie die Mark. Dafür haben wir 
mit dem Stabilitätspakt gesorgt.“ 


Romano Prodi (Präsident der 
EU-Kommission), September 2001 
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„Es wird nicht sos sein, daß*’der Süden 
bei den sogenannten ı | reichen Ländern 
abkassiert. Dann nämlich würde 
Europa auseinanderfallen. Es gibt 
eine 'no bail out rule‘ Das heißt, wenn 
sich ein Land durch eigenes Verhalten 
hohe Defizite zulegt, dann ist weder 
die Gemeinschaft noch ein 
Mitgliedstaat verpflichtet, diesem 
Land zu helfen.“ 
EN 


Horst Köhler, April 1992 
Da 


„Dieses Geld 
Zukunft haben!“ 


Helmut Kohl, Dezember 2001 
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„Dieses ganze Projekt 'europäi- 
sche Einheit" ist wegen Deutsch- 
land notwendig geworden. Es geht 
immer darum, Deutschland 
einzubinden, damit es nicht zur 
Gefahr wird für andere (...) 65 
Jahre nach Kriegsende (...).“ 


Günter Verheugen, Dezember 2010 


„Der Euro 
ist ein 
riesiger 
Erfolg. 
Wenn wir 
ihn nicht 
hätten, 
stünden 
wir um 
MACS 
schlechter 
da.“ 
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Theo Waigel, Januar 2009 
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Petition 


Gemäß Artikel 17 des Grundgesetzes richte ich 
folgende Petition an den Beschwerdeausschuß 
des Deutschen Bundestages: Die Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages werden aufge- 
fordert, in allen zuständigen Gremien für den 
Austritt der Bundesrepublik Deutschland aus der 
EURO-Zone zu stimmen. 

Name 

Vorname 

Straße /Nr. 

PLZ / Ort 

Tel. / eMail 

Ort, Datum 


Unterschrift 


| Bitte auf eine 


Postkarte 


kleben oder in 


einen 


Briefumschlag 


stecken 


Postkarte 


An die: 
gÜRGERBEWEGUNg 


pro Deutschland 


Allee der Kosmonauten 28 


12681 Berlin 


gBÜRGERBEWEGUNG 
pro Deutschland 


IMPRESSUM 


Herausgeber: 
Bürgerbewegung pro 
Deutschland, Allee der Kos- 
monauten 28, 12681 Berlin 
Telefon: 

030 - 66 40 84 14 


Fax: 

030 - 60 93 29 80 
eMail: 
info@pro-deutschland.net 
V.i.S.d.P.: 


Manfred Rouhs, 
Adresse wie vorstehend 


Druck: 
Eigendruck 


J9U 'PueJyI9SInaPp-O1d'MMM 
uoglIaly9ası1aJun auljuo - us1eds OL10F 


Endlich Hoffnun 


Über die Bürgerbewegung pro Deutschland 3 


pro Deutschland organisiert den Bürgerwillen 


| Demo in Köln, Heumarkt | 


Überall in Deutschland 

versuchen Menschen 
einen politischen Neu- 
anfang, um verkrustete 
Strukturen im politischen 
Betrieb aufzubrechen. 
Bürgerinitiativen machen 
„denen da oben“ Dampf. 
Neue Regionalparteien for- 
mieren sich, um den Bürger- 
willen in die Kommunalpar- 
lamente zu tragen. Aber nur 
der organisierte Wille kann 
etwas verändern. Deshalb ist 
am 20. Januar 2005 in Köln 
auf Initiative des Verlegers 
Manfred Rouhs (Foto 
rechts) die Bürgerbewegung 
pro Deutschland gegründet 
worden. Rouhs gibt seit 25 
Jahren die politische Mo- 
natszeitschrift „nation24.de“ 
heraus. 


Wenige Monate zuvor 
war Manfred Rouhs für die 
Bürgerbewegung pro Köln 
e.V. in den Kölner Stadtrat 
gewählt worden. Im Jahr 
2009 wurde pro Köln mit 
5,4 Prozent der Wähler- 
stimmen wiedergewählt. 


Achtungserfolg 
in Berlin 


Am 18. September 2011 
kandidierte pro Deutschland 
zum ersten Mal bei einer 
Landtagswahl. 2,6 Prozent 
der Berliner gaben der Bür- 


gerbewegung ihre Eiıst- 
stimme. Das war zu wenig 
für den Landtagseinzug. 
Den Sprung über 5,0 Pro- 
zent schaffte statt dessen die 
„Piratenpartei“, die das Ber- 
liner Protestpotential auf- 
saugte. Das Programm der 
Piraten ist konfus und ihr 
Politikverständnis unsinnig. 
So geht es nicht, wir müssen 
es besser machen! 


Der Achtungserfolg von 
Berlin war, obwohl der 
Einzug ins Abgeordneten- 
haus nicht 

erreicht 

worden 
ist, für pro 
Deutsch- 
land ein 
erster und 
wichtiger 
Schritt für 
die Veran- 
kerung als 
politische Partei. Denn seit 
der Berlin-Wahl nimmt pro 
Deutschland an der staatli- 
chen Parteienfinanzierung 
teil (ab 1,0 Prozent bei einer 
Landtagswahl). Das heißt: 
Jeder Beitrags- und Spen- 
deneuro an pro Deutschland 
wird aus der Staatskasse mit 
35 Cent aufgestockt (bis zur 
Höchstgrenze von 3.300 
Euro jährlich pro natürliche 
Person). 


Gegenöffentlichkeit 


Mit etwas Geld aus 
Spenden und _ staatlichen 
Zuschüssen baut die Bür- 
gerbewegung jetzt die Zei- 
tung „pro Deutschland“ 
auf, um bundesweit ein 
Gegengewicht zu den 
Massenmedien zu schaf- 
fen. 


Die Unzufriedenheit im 
Volke wächst. Längst sind es 
die meisten Deutschen leid, 
von der Politik an der Nase 
herumgeführt zu werden. 
Millionenfache Arbeitslo- 
sigkeit, immense Staatsver- 
schuldung, hohe Krimina- 
lität und arrogante Ent- 
scheidungen gegen den 
Volkswillen haben Unmut 
im Volke hervorgerufen. 


Multi-Kulti-Politik 
gescheitert 


Vor allem die multikultu- 
relle Politik der Altparteien 
fordert unseren Widerspruch 
heraus. Zur Entscheidung 
steht, ob die Zukunft der 
Menschheit den multinatio- 
nalen Konzernen gehört, die 
regionale Kulturen einebnen 
und den einzelnen zu einem 
kleinen Rad in ihrem gewal- 
tigen ökonomistischen Ge- 
triebe herabdegradieren, 
oder den Völkern, die über 
Nationalstaaten handlungs- 
fähig werden und die demo- 
kratische Teilhabe des Ein- 
zelnen an seinem Schicksal 
erst ermöglichen. 


Die Altparteien haben 
sich für die Interessen der 
Konzerne entschieden. Sie 
wollen Deutschland in der 
Europäischen Union auflö- 
sen. Die einst stabile deut- 
sche Währung haben sie be- 
reits aufgegeben. Nach Grü- 
nen, FDP und Sozialdemo- 
kraten haben jetzt auch die 
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Demo in Berlin, Brandenburger Tor 


Unionsparteien Deutschland 
zum Einwanderungsland er- 
klärt. Gegen diese Parteien 
muß das Volk seine Inte- 


Sie mit, steigen Sie ein in 
eine neue Politik für 
Deutschland und für Ihre 
Heimatstadt! Sprechen Sie 


ressen selbst vertreten. Ge- 
genöffentlichkeit, organi- 
sierte Opposition, ein 
„Aufstand der Vernunft“ 
ist angesagt! 


Freunde, Verwandte und Be- 
kannte auf die Möglichkeit 
an, Mitglied bei pro 
Deutschland zu werden! Nur 
gemeinsam haben wir eine 


Chance, politische Verände- 
rungen durchzusetzen! 


Unruhe ist heute die erste 
Bürgerpflicht! Bitte machen 


Berliner Wahlergebnis, 18.09.2011 


Erststimmen bei der Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin 


SPD 453.477 Stimmen 31,3% 
CDU 37086 "7 25,6% 
GRÜNE 266.425" 18,4% 
Dielike 1291 " 126% 
Piraten 073.298  " 5,1% 
‚proDeutschland 037412" 26% 
FDP 020.810 " 1,4% 
NPD 0300 "09% 
Die Freiheit 010.526  " 0,7% 


Quelle: Die Landeswahlleiterin für Berlin, 
Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 


4 „PRO DEUTSCHLAND" 


Wie viel ist Ihnen 


diese Zeitung wert? 


| schimpfen: Es soll 
sich endlich mal etwas 


bewegen in der Politik. 
Die Parteien sind alle 
gleich. Lobbyisten mit 
viel Geld setzen sich 
durch, der Bürger bleibt 
auf der Strecke. 


Alle schimpfen - aber 


die Initiative ergriffen. Wir 
wollen die Bürger informie- 
ren, neue Mitglieder wer- 
ben, uns organisieren und 
es besser machen. Bitte 
helfen Sie uns dabei! 


Gerne lassen wir Ihnen 
die Zeitung „pro Deutsch- 
land‘ vier Mal im Jahr per 


nur wenige bewegen sich 


Post zukommen. Dafür er- 


und tun etwas dagegen. 


bitten wir von Ihnen (min- 


Lars Seidensticker 


Wir, die Bürgerbewe- 
gung pro Deutschland, 
haben mit dieser Zeitung 


destens) einmal im Jahr 
eine Spende in beliebiger 
Höhe. 10 oder 20 Euro ge- 
nügen, mehr ist besser - 
denn je mehr Geld wir ha- 
ben, desto mehr Werbeex- 
emplare können wir zur 
Massenverteilung drucken. 


Kein Abo! Keine weitere 
Zahlungsverpflichtung! 


Lars Seidensticker 
Bundesgeschäftsführer 


An welche Adresse senden 
wir „pro Deutschland“? 


Falls uns Ihre Anschrift bereits vorliegt, geben Sie auf 
dem Überweisungsträger bitte Ihren Vor- und Zunamen 
sowie die Postleitzahl und den Ort an. Das genügt. 
Andernfalls teilen Sie uns bitte Ihre Adresse mit. Kon- 
taktdaten: Siehe Impressum auf Seite 2 unten rechts. 


Wir machen uns stark 
für Ihre Interessen! 


Die Bürgerbewegung 
)... Deutschland ver- 
tritt die Interessen der 
Bürger gegen den Politik- 
betrieb. Für uns ist deshalb 
wichtig, von Ihnen, lieber 
Leser, Informationen da- 
rüber zu erhalten, wo in un- 
serem Land etwas schief- 
läuft. Deshalb sagt unser 
Bundesvorstandsmitglied 

Ludmila Pütsch: 


„Bitte teilen Sie uns 
mit, was wir für Sie tun 
können!“ 


Pro Deutschland 
sich ein: 


setzt 


1. Für Sicherheit und Ge- 
rechtigkeit. Schluß mit dem 
Stellenabbau bei der Polizei! 
Straftäter müssen schnell 
und hart für ihr Verhalten 
zur Rechenschaft gezogen 
werden. 


2. Keine weitere Zuwan- 
derung in die Sozialsysteme. 
Nur wer am deutschen Ar- 
beitsmarkt gebraucht wird, 
soll einwandern dürfen. 


3. Kein Freiraum für isla- 
mistische Haßprediger. Wer 
die Religionsfreiheit miß- 
braucht, gehört ausgewie- 
sen. 


4, Soziale Marktwirt- 


schaft statt Globalisierungs- 
Kapitalismus. 


N 770 


Regina Wilden, Bezirks- 
vertreterin in Köln-Porz 


5. Bewahrung des Bil- 
dungsstandortes Deutsch- 
land. Sicherung des drei- 
gliedrigen Schulsystems aus 
Hauptschule, Realschule 
und Gymnasium. 


6. Mehr Demokratie. 
Volksentscheide statt abge- 
hobene Politik. 


7. RAUS aus dem EU- 
RO! Diese Währung ist auch 
mit vielen Milliarden aus 
der deutschen Staatskasse 
nicht zu retten. 


8. Stoppen wir den Be- 
trug an den Rentnern! Die 
schleichende Geldentwer- 
tung vernichtet die Lebens- 
leistung von Generationen. 


9. Deutschland muß 
wieder ein familien- und 
kinderfreundliches Land 
werden. Jungen Eltern muß 
die Möglichkeit gegeben 
werden, Beruf und Familie 
unter einen Hut zu bringen. 


Innerhalb dieser Grund- 
sätze stehen wir im alltägli- 
chen Dienst am Bürger. 
Bitte teilen Sie uns mit: Was 
können wir für Sie tun? 


Kontaktdaten: Siehe Im- 
pressum auf Seite 2 unten 
rechts. Wir freuen uns auf 
Ihren Brief oder Anruf! 


{Name und Sitz des bauftragten Kreditinstituts) 


Benutzen Sie bitte diesen Vordruck 

für die Überweisung des Betrages von 
Ihrem Konto oder zur Bareinzahlung. 
Den Vordruck bitte nicht beschädigen, 
knicken, bestempeln oder beschmutzen. 


(Bankleitzahl) 


Empfänger: Name, Vorname / Firma (max. 27 Stellen) 


pir io Di enujt,sjcıh,lyayınj,d 

Konto-Nr. des Empfängers 

3151110) 1| 8| 7,2 

. bei (Kreditinstitut) 

Sıpjaijrikjajs) sie Köl 
EURO 
EUR 


noch Verwendungszweck (insgesamt max. 2 Zeilen a 27 Stellen) 


Bankleitzahl 


31710; 5] 0] 1) 9,8} 


nıBjoının 


Kunden-Referenznummer - noch Verwendungszweck, ggf. Name und Anschrift des Auftraggebers - (nur für Empfänger) 


Kontoinhaber/ Einzahler: Name (max. 27 Stellen, keine Straßen- oder Postfachangaben) 


7 Kontoinhabers | | 


Unterschrift 


; Empfänger 


: 35 101872 
| bei 


; Beleg für den Kontoinhaber 
: Einzahler-Quittung 
H Konto-Nr. des Kontoinhabers 


| pro Deutschland 


| Konto-Nr. des Empfängers 


Sparkasse KölnBonn 


EUR 


| Auftraggeber / Einzahler 


(Quittung des Geldinstituts) 
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Deutsche Politiker tun 

nahezu alles für die In- 
tegration der Türken in 
die deutsche Gesellschaft. 
Sie finanzieren Sprach- 
kurse, bieten Hilfen an, 
schütteln Hände und orga- 
nisieren Einbürgerungen. 
Ob Klaus Wowereit und sein 
Neuköllner Bezirksbürger- 
meister Heinz Buschkowsky 
in Berlin, Christian Ude in 
München, Jürgen Roters in 
Köln oder Olaf Scholz in 
Hamburg: Auf ihre „Mit- 
bürger mit Zuwanderungs- 
hintergrund“ lassen sie 
nichts kommen, und wenn 
Zweifel am Erfolg von Inte- 
grationspolitik und Multi- 
Kulti aufkommen, reagieren 
sie mit Durchhalte-Parolen. 
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Außenminister Davutoglu 
strebt ein türkisches Welt- 
reich an. Die in Deutsch- 
land lebenden Türken 
sind Figuren auf seinem 
Schachbrett: „Wir werden 
uns wie einst die Osmanen 
(...) zu einer globalen Welt- 
macht entwickeln.“ 


Aber türkische Regie- 
rungs-Politiker und deren 
Parteigänger in Deutschland 
fallen ihnen in den Rücken! 
Ministerpräsident Recep Er- 
dogan zieht mit ihnen am 
selben Strang, aber in die 
andere Richtung. Er will die 


Integration seiner türkischen 
Landsleute in Deutschland 
hintertreiben. Fast alle in 
Deutschland lebenden Tür- 
ken kennen die Parolen, in 
denen Moscheen zu Ka- 
sernen und islamische Gläu- 
bige zu Soldaten werden. 
Sie lesen davon in den türki- 
schen Zeitungen, die an 
vielen deutschen Kiosken 
verkauft werden. Und sie 
empfangen über ihre Satelli- 
tenschüsseln das türkische 
Fernsehprogramm mit den 
einschlägigen chauvinisti- 
schen Losungen. 


Wir werden die 
Macht übernehmen ... 


Ein türkischer Beamter aus 
einem Regierungspräsidium 
in Bayern äußerte in einem 
Interview: „Ich sehe eine 
große Chance, an Schulen 
künftig vorwiegend Mus- 
lime als Direktoren einzu- 
setzen (...) Aber das ist nur 
der Anfang. Wir werden zu- 
nehmend die Macht über- 
nehmen in diesem Land, da 
wir auch die meisten Kinder 
stellen. Nicht nur an den 
Hauptschulen, auch an 
Gymnasien und Berufskol- 
legs.“ Der Mann gehört zur 
Gemeinschaft Milli Görüs, 
einer der mitgliederstärksten 
türkisch-islamischen Orga- 
nisationen in Deutschland. 
Auch sein Premier Erdogan 
nimmt kein Blatt vor den 
Mund: „Wir werden die eu- 
ropäische Kultur mit der tür- 
kischen impfen, um diese 
Länder zu türkisieren.“ 


Während für Herrn Er- 
dogan die Türkei „das Land 
ist, das in der Welt die Ta- 


„Die Demokratie ist nur der Zug, auf den wir aufsteigen, 
bis wir am Ziel sind. Die Moscheen sind unsere 
Kasernen, die Minarette unsere Bajonette, die Kuppeln 
unsere Helme und die Gläubigen unsere Soldaten.“ 


Recep Erdogan, türkischer Ministerpräsident 


gesordnung bestimmt“, setzt 
sein Außenminister Ahmet 
Davutoglu den Größenwahn 
fort: „Wir werden uns wie 
einst die Osmanen, die sich 
damals von einer kleinen 
Volksgruppe zu einer Welt- 
macht entwickelt haben, 
auch zu einer globalen Welt- 
macht entwickeln. Wir ha- 
ben alles, was man als 
Traum bezeichnet, in kurzer 
Zeit verwirklicht. Wir wer- 
den nie von unseren Zielen 
abweichen. Wir produzieren 
unsere eigenen Waffensys- 
teme und unsere Verteidi- 
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Aufgehetzt: Türken gegen Deutsche 5 


Wie türkische Politiker 


gungsindustrie entwickelt 
sich in einer positiven Rich- 
tung.“ Die Türkei verfügt 
aber noch über wirksamere 
Waffen. Es ist viele Jahre 
her, daß der muslimische 
Spruch „In den Kreißsälen 
werden wir euch besiegen“ 
die Bevölkerung schockier- 
te. 


Traum vom Großreich 


Mittlerweile ist daraus All- 
tag geworden. Türkische 
Politiker und ihre Funktio- 
näre in Deutschland wider- 
setzen sich der deutschen In- 
tegrationspolitik, sprechen 
von „Germanisierung“. Den 
nicht-türkischen Nachbarn 
der Großmoscheen in 
Deutschland empfehlen sie: 
„Lernt Türkisch!“ Längst 
bieten viele Moscheevereine 


. 
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Foto: CC-Lizenz, Michal Manas 


Türken gegen DeutscheE:ltiliil:ir2:], 


entsprechende Sprachkurse 
an. 


Die Bürgerbewegung pro 
Deutschland will die Zu- 
wanderung in die Sozialsys- 
teme stoppen. Und sie for- 
dert hartnäckig integra- 
tionsunwillige Ausländer 
auf, ihre Zukunft nicht bei 
uns in Deutschland zu su- 
chen, sondern in ihrem 
Herkunftsland. 


Wir reichen jedem die 
Hand, der guten Willens ist, 
in Deutschland zu leben, zu 
arbeiten, Deutsch zu spre- 
chen und unsere Kultur zu 
achten. Aber dabei muß 
klar sein, daß Deutschland 
das Land der Deutschen 
bleiben wird. Denn auch 
wir Deutschen haben ein 
Recht auf eine Heimat! 


A u 
An IR 7 ' 


6 MITGLIED WERDEN! 


pro Deutschland 


Allee der Kosmonauten 23 - 12681 Berlin - Fax (030) 60 93 29 80 


AUFNAHMEANTRAG: Hiermit beantrage ich die Aufnahme in die 
Bürgerbewegung pro Deutschland als ordentliches Mitglied. 


Vor- und Zuname 
Straße und Hausnummer oder Postfach 
Postleitzahl und Wohnort 


Ich bin Mitglied bei Partei, Verein 


Geburtsdatum und -Ort 


Ich war Mitglied bei Partei, Verein 


Ich bekenne mich zu den Werten der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland. 


chkeit ein 


Sie nach Mögli 


= { is b il 
a für Ihren Mitgliedsauswel® el D a) U e ra u Arıra g 


Geldinstitut 


Bitte überweisen Sie ab dem E 74 jeweils zum 1. des Monats den 
Betrag von Euro (mindestens Euro 5,00) unter Angabe des Ver- 
wendungszwecks „Mitgliedsbeitrag“ an die Bürgerbewegung pro Deutsch- 
land, Konto Nr. 35 10 18 72, Sparkasse KölnBonn, BLZ 370 501 98. 


Ort und Datum Unterschrift 


gÜRGERBEWEGUNG Deutschland bedeute R 


Mn 


——iS 
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Demonstrationen: Pro-Deutschland-Mitglieder sind ak- 
tiv, gehen auf die Straße und mischen sich in die Politik 
ein. 


Versammlungen: Mit Vorträgen zu Themen, die unmit- 
telbar Bürgerinteressen betreffen. 


Infostände: Ran an den Bürger! Manchmal auch bei 
schlechtem Wetter. 


—n e 


Feiern: Wir bilden eine Gemeinschaft, die zusammen- 
hält. Hier entstehen Freundschaften! 


SCHENGENER ABKOMMEN 7 


Offene Grenzen > 


Mehr Kriminalität 


Der Verzicht auf 

Grenzkontrollen ist uns 
von den EU-Politikern als 
Fortschritt verkauft wor- 
den. Kein lästiges Warten 
mehr. Nie wieder Schlag- 
bäume und mürrische Zoll- 
beamte, die Ausweise über- 
prüfen und nach Schnaps 
und Zigaretten fragen. Aber 
an der Grenze zu den Nie- 
derlanden floriert jetzt der 
Drogenhandel (Haschisch). 
Und im Osten sind alle Kri- 
minalitäts-Kurven steil in 
die Höhe geschossen. 


Diebstähle und 
Drogenhandel 
Die Kriminalität zog im 
Grenzgebiet zu Polen und 
Tschechien in den letzten 
vier Jahren auf deutscher 
Seite dramatisch an. Eigen- 
tumsdelikte nahmen zu und 
bedrohen die Existenz deut- 
scher Unternehmen. Beim 
Drogenhandel im Osten geht 
es meist um Crystal Speed, 
einem Amphetamin, das die 
Wehrmacht im Zweiten 
Weltkrieg unter dem Namen 
Pervetin zur Leistungsstei- 
gerung einsetzte. Das Pulver 
reduziert das Schlafbedürf- 
nis, erhöht kurzzeitig die 
Konzentrationsfähigkeit, 
senkt das Schmerzemp- 
finden und treibt die Risiko- 
bereitschaft an. Der regel- 
mäßige Gebrauch zerstört 
den menschlichen Körper. 


Dr. jur. Andreas Graudin 


zum Testament 


Wohnungseinbrüche nehmen immer mehr zu. Die Täter 
kommen oft aus Osteuropa. Foto: Christoph Droste, pixelio.de 


Dabei begann alles im 
Jahr 2007 bei bester Feier- 
laune. Bundesinnenminister 
Wolfgang Schäuble war ins 
sächsische Pirna gereist und 
erläuterte die Folgen der 
Grenzöffnung: „Es wird 
mehr Freiheit geben und 
nicht weniger Sicherheit. 
Deshalb können wir uns auf 
die Schengen-Erweiterung 
und ein weiter zusammen- 
wachsendes Europa freuen.“ 


Aber im Jahr 2012 fällt 
die Bilanz der Polizei ver- 
heerend aus. Die „grenz- 
überschreitende Kriminali- 
tät“ zog enorm an. Waffen- 
und Drogenhandel, Auto- 
diebstähle, Einbrüche und 
Schleusertum nahmen mas- 
siv zu. Die deutsch-tsche- 
chische Grenzregion ist zu 
einem der europaweit 
größten Umschlagplätze für 
Crystal Speed geworden. 


Im Jahr 2011 stellte die 
Polizei 40 Kilogramm si- 
cher. Bundesweit wurden 
2.112 Straftaten im Zusam- 
menhang mit Crystal Speed 
registriert, ein Anstieg um 
164 Prozent gegenüber 
2010, als es noch 799 Fälle 
und knapp 27 Kilogramm 
waren. Die Todesdroge ist 
auf vielen Vietnamesen- 
märkten unmittelbar hinter 


Foto: Arno 
Bachert, pixelio.de 


Die Polizei schlägt Alarm: 
„Diese Absurdität muß man 
ändern ...'' 


Unglaublich: Jedes Jahr nimmt der deutsche 
Staat sieben Milliarden Euro aus Nachlässen und 
an Erbschaftssteuer ein - nur, weil viele Deutsche 
keinen letzten Willen verfügt haben. Wie macht 
man ein Testament? Wo wird es hinterlegt? Wie 
vermeidet man Erbschaftssteuer? Was kann 
testamentarisch verfügt werden? - Diese Hand- 
reichung des Juristen Dr. Graudin gibt Antworten! 


Dr. jur. Andreas Graudin: Der Weg zum Testament. Bro- 
schüre. Kostenlos anzufordern bei pro Deutschland! 


der deutsch-tschechischen 
Grenze zu haben. 


Geklaut: Autos, 
Baumaschinen, 
Traktoren 


An der Grenze zu Polen ver- 
schwinden auf deutscher 
Seite ständig Autos, Bauma- 
schinen und Traktoren. Ten- 
denz: steigend. Die aktuelle 
Statistik weist bis November 
2011 für Brandenburg 3.547 
gestohlene Fahrzeuge aus. 
Im gesamten Jahr 2007 
waren es 2.469 Fälle. In 
Frankfurt Oder (60.000 Ein- 
wohner) wird im_ statisti- 
schen Durchschnitt jeden 
Tag ein PKW gestohlen. In 
Schwedt, Eisenhüttenstadt 
und Guben sowie der Re- 
gion rund um Berlin ist die 
Quote ähnlich hoch. 


Statt über die Wiederein- 
führung von Kontrollen 
nachzudenken, eiert der 
brandenburgische Innenmi- 
nister Dietmar Woidke 
(SPD) herum. O-Ton: „Die 
Lage in der Grenzregion ist 
so, daß die Bürger zu Recht 
spürbare Fortschritte er- 
warten - sonst verlieren sie 
das Vertrauen in die Politik.“ 
Ja, das hat der Mann im- 
merhin gemerkt: Die Bürger 
verlieren die Geduld und 
vertrauen den Politikern 
nicht mehr. Das scheint 
seine Hauptsorge zu sein. 


Viele brandenburgische 
Unternehmen haben ganz 
andere, existentielle Sorgen. 
Von Polen aus _operierende 
Diebesbanden stehlen in 
Brandenburg - meist nachts 
- so ziemlich alles, was sich 
wegfahren oder abmon- 
tieren und verladen läßt, 
gerne auch auf Baustellen. 
Und auf Bauernhöfen: 890 
landwirtschaftliche Maschi- 
nen und Geräte verschwan- 


den in 2011. Die Versiche- 
rungen spielen nicht mehr 
mit, und die Ausfallzeiten 
belasten die Bilanzen. 


Kontrolle ist besser 


Das Schengener Abkommen 
verbietet der deutschen Po- 
lizei Maßnahmen in der 
Grenzregion, denen „die 
gleiche Wirkung wie Grenz- 
übertrittskontrollen‘“ 
kommt. „Das orientiert sich 
nicht am _Sicherheitsbe- 
dürfnis der Bevölkerung, 
sondern nur an der europä- 
ischen Bürokratie. Diese 
Absurdität muß man än- 
dern“, sagt Rainer Wendt, 
Vorsitzender der Deutschen 
Polizeigewerkschaft. Dafür 
bekommt er regen Zuspruch 
aus der Bevölkerung. 


ZU- 


Denn auch Privathaus- 
halte werden immer öfter 
von ungebetenen Besuchern 
aus dem Osten heimgesucht. 
Die Fälle von „besonders 
schwerem Diebstahl“, also 
dem Einbruch in Gebäude, 
stiegen bis November 2011 
auf den Höchststand von 
6.700. Im gesamten Jahr 
2007 waren es 5.845 Fälle. 


Die Bürgerbewegung 
pro Deutschland fordert, 
das Schengener Abkom- 
men zumindest an der 
deutschen Ostgrenze vor- 
läufig auszusetzen und so 
schnell wie möglich wieder 
Grenzkontrollen einzufüh- 
ren. Dabei soll künftig bei 
der Ausreise „durchgewun- 
ken“, bei Einreisenden aber 
im angemessenen Umfang 
kontrolliert werden. Es gilt, 
das ungebremste Eindringen 
von Dieben, Drogenhänd- 
lern und Menschen- 
schmugglern nach Deutsch- 
land zu unterbinden. 


Foto: Arno Bachert, 
pixelio.de 


Von Deutschlands offenen 
Grenzen profitieren vor 
allem Kriminelle. 


8 DAS LETZTE 


Mielke vor der 
Himmelspforte 


Erich Mielke ist gestorben 
und steht vor dem Him- 
melstor. Der alte Petrus will 
ihn nicht reinlassen: „Mit 
deiner Pistole kommst du 
hier nicht rein! Waffen sind 
im Himmel verboten!“ 
Mielke stellt sich auf die 
Zehenspitzen, schielt Petrus 
über die Schulter und sieht 
einen großen, bärtigen 
Mann mit einer Pumpgun, 
der direkt hinter dem Him- 
melstor auf einer Munitions- 
kiste sitzt. Mielke: „Aber 
Gott hat auch eine Waffe!“ 
Antwort: „Das ist ein Aus- 
nahmefall. Und außerdem 
ist das nicht Gott. Das ist 
Karl Marx, und der wartet 
auf Erich Honecker ...“ 


) 


Unterschiedliche 
Interessen 


Die USA, die Chinesen 
und die deutsche Bundes- 
regierung wollen ge- 
meinsam die Titanic he- 
ben. Die USA interessieren 
sich für den Goldschatz und 
den Tresor mit den Brillan- 
ten. Die Chinesen interes- 
sieren sich für das techni- 
sche Know-how. Und die 
Bundesregierung interessiert 
sich für die Band, die bis 
zum Untergang noch fröh- 
liche Lieder gespielt hat. 


Besuch aus Polen 


Kommt ein Fahrradfahrer 
zum Bundestag und will 
rein, um die Volksvertre- 
tung zu besichtigen. Weit 
und breit ist kein Fahrrad- 
ständer zu sehen, also lehnt 
er sein Fahrrad ans Bundes- 
tagsgebäude. Schimpft der 
Pförtner: „Also, so geht das 
nicht. Fahrräder abstellen ist 
hier verboten!“ Ein Streit 
beginnt und wird immer lau- 
ter. 


Plötzlich geht das Fenster 
auf, Angela Merkel schaut 
heraus und ruft: „Was ist 
denn da los?“ 


Der Pförtner: „Der Kerl 
hier will sein Fahrrad ans 


Politik wie 


eschmiert 


Politikern und Parteien 

fließen immer wieder 
größere Geldsummen von 
Privatpersonen oder 
Firmen zu, die an be- 
stimmten politischen Ent- 
scheidungen interessiert 
sind. Mit oder ohne Gegen- 
leistung. Nicht immer, aber 
meistens völlig legal. 
Großen Firmen und ein- 


zelnen Lobbyisten geht es 
darum, „die Landschaft zu 
pflegen“. Sie tun der Politik 
etwas Gutes und dürfen des- 
halb davon ausgehen, daß 
die Begünstigten nicht ohne 
weiteres gegen ihre Belange 
entscheiden werden. 


Das kann uns als Bürgern 
nicht gleichgültig sein. Denn 


Bundestagsgebäude leh- 
nen.“ 
Merkel: ‚Na, dann 
lassen Sie ihn doch!“ 
Pförtner: „Das geht 
nicht, in einer halben 


Stunde kommt die polni- 
sche Delegation.“ 


Merkel: „Egal. Sagen 
Sie ihm, er soll sein Fahrrad 
ordentlichen festketten!“ 


Vom Ende der Tage 


Nachdem Gott wieder 
einmal von der Schlech- 
tigkeit der Menschen 
erfahren mußte, reicht es 
ihm. Er bestellt Barack 
Obama (USA), Wen Jiabao 
(China) und die deutsche 
Kanzlerin Angela Merkel 
ein und verkündet: „Die 
Zustände auf der Erde sind 
unerträglich, ich werde sie 
in drei Tagen vernichten.“ 


Obama, Jiabao und Merkel 
wird aufgetragen, dies den 
Menschen zu verkünden. 


Jabao stellt sich vor den 
Nationalen Volkskongreß 
und erklärt: „Ich habe zwei 
schlechte Nachrichten: Gott 
existiert doch, der Kommu- 
nismus hatte Unrecht. Au- 
ßerdem wird die Erde in 
drei Tagen vernichtet.“ 
Obama verkündet vor dem 
Kongress: „Ich habe eine 
gute und eine schlechte 
Nachricht. Die gute: Gott 
existiert. Die schlechte: Die 
Erde wird in drei Tagen 
vernichtet.“ 


Und zuletzt verkündet 
Merkel vor dem Bundestag: 
„Ich habe zwei gute Nach- 
richten. Gott existiert, daran 
habe ich nie gezweifelt. 
Und die zweite gute Nach- 
richt ist: Ich werde bis ans 
Ende aller Tage Bundes- 
kanzlerin bleiben.“ 


„Ich habe zwei gute 
Nachrichten ...“ 


Foto: Deutscher 
Bundestag, 
Thomas Imo, 
photothek.net 


Foto: Arno Bachert / pixelio.de 


Große Konzerne „bedenken einfach reihum alle mögli- 
cherweise regierungsrelevanten Parteien mit ihren Zu- 
wendungen und sorgen dadurch für das Wohlverhalten 
der Politiker gegenüber ihren Interessen“. 


wenn die Interessen be- 
stimmter Leute, die Einfluß 
nehmen und sich das auch 
etwas kosten lassen können, 
bei der Politik im Vorder- 
grund stehen, dann rücken 
andere Interessen in den 
Hintergrund. Unsere ganz 
normalen Bürgerinteressen 
zum Beispiel! 


Firmen sponsern 
Parteitage 


Einzelne Politiker - wir 
erinnern uns an den „Fall 
Wulff“ - lassen sich in teure 
Hotels einladen oder Flüge 
bezahlen. Und stehen dann 
bei den „Sponsoren“ in der 
Schuld. Große Parteiveran- 
staltungen von CDU, SPD 
und Co. werden von Firmen 
gesponsert, die Werbestände 
buchen oder sogar Zeit für 
persönliche Gespräche mit 
Politikern gegen Bares ar- 


rangieren lassen. 


Und jedes Jahr über- 
weisen finanzstarke Unter- 
nehmen ganz offiziell Geld 
in die Kassen verschiedener, 
nach außen miteinander 
konkurrierender Parteien. 
So spendeten im Jahr 2010 
folgende Firmen jeweils 
fünf- bis sechsstellige Euro- 
Beträge sowohl an die CDU 
als auch an die SPD, zum 
Teil sogar auch noch an 
CSU, FDP und Grüne: 


Allfınanz Deutsche Ver- 
mögensberatung AG, Alli- 
anz-Versicherung (Holding), 
BMW, Daimler AG, Deut- 


sche  Vermögensberatung 
AG, Dr. Oetker, EADS, 
Ergo Versicherung, Evonik 
AG, Philip Morris - sowie 
diverse Verbände von che- 
mischer, Metall- und Elek- 
troindustrie 


In den Jahren davor 
nahmen zum Teil andere 
Konzerne und Verbände 
eine ähnliche Rolle ein: Sie 
spendeten Geld nicht nach 
politischen Vorlieben ent- 
weder an die eine oder an 
die andere Partei, sondern 
bedienten die großen, etab- 
lierten Parteien nach dem 
Gießkannen-Prinzip. Denn: 
Den Konzernen ist gleich- 
gültig, ob die CDU oder die 
SPD die Wahl gewinnt. Sie 
bedenken einfach reihum 
alle möglicherweise regie- 
rungsrelevanten Parteien mit 
ihren Zuwendungen und 
sorgen dadurch für das 
Wohlverhalten der Politiker 
gegenüber ihren Interessen. 


Verbot von 
Konzernspenden 


Die Bürgerbewegung pro 
Deutschland fordert: Schluß 
damit! Abhilfe kann ein 
Verbot von Firmenspenden 
schaffen und Höchstgrenzen 
für die Spenden natürlicher 
Personen. 


Die gewählten Volksver- 
treter müssen allen Bürgern 
gleichermaßen verpflichtet 
sein. Das ist heute leider 
nicht uneingeschränkt ge- 
währleistet. 


